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Der faktische Wegfall des Arzneimit-
telbudgets zu Beginn des Jahres 2001
hat die Arzneimittelausgaben der
Krankenkassen dramatisch ansteigen
lassen. Die Kostenexplosion in die-
semBereich hat entscheidend zu den
derzeitigen Finanzierungsproblemen
in  der gesetzlichen Krankenversiche-
rung (GKV) beigetragen. Und ob-
wohl die Beitragssätze auf einen
Durchschnittswert von mittlerweile
knapp 14 Prozent gestiegen sind,
verzeichneten die Krankenkassen im
Jahr 2001 ein finanzielles Defizit von
2,8 Milliarden Euro. Im ersten Halb-
jahr 2002 beläuft es sich bereits auf
2,5 Milliarden Euro. Damit zeigt
sich auch für das Jahr 2002 kein
Licht am Ende des Tunnels, und das
Experiment, das Arzneimittelbudget
ersatzlos zu streichen, kann daher
endgültig als gescheitert betrachtet
werden.

Arzneimittel

Experiment gescheitert
Die Ablösung der Arznei-Budgets hat in die Sackgasse geführt.

So zeigt der Arzneiverordnungs-Report: Würden Ärzte wirt-

schaftlicher verschreiben, ließen sich rund 4,2 Milliarden Euro

sparen – ohne Qualitätsverlust. Von K. Nink und H. Schröder

Die Analyse der Verordnungen des
Jahres 2001 im Arzneiverordnungs-
Report 2002 gibt wichtige Hinweise
für die Ursachen des dramatischen
Umsatzanstiegs um 10,4 Prozent auf
21,3 Milliarden Euro. Deutlich wird
dabei, dass im Arzneimittelmarkt
nach wie vor erhebliche Einspar-
potenziale bestehen, ohne den Thera-
pieumfang und die Therapiequalität
zu mindern. Der Report beziffert die-
ses Sparpotenzial auf insgesamt 4,2
Milliarden Euro. Davon könnten al-
lein 1,5 Milliarden Euro eingespart
werden, würden Ärzte stärker als bis-
her preiswerte Generika (Nachahmer-
produkte) verordnen. Die Substitu-
tion teurer Pseudoinnovationen
durch therapeutisch gleichwertige
und kostengünstigere Arzneien wür-
den die Arzneimittelausgaben um 1,5
Milliarden Euro und der Verzicht auf
die Verordnung umstrittener Arznei-

mittel um 1,2 Milliarden Euro sen-
ken. Würden also die Ärzte ihr Ver-
ordnungsverhalten konsequent än-
dern, könnte ein Einsparpotenzial in
einer Größenordnung von 20 Prozent
des gesamten Arzneimittelumsatzes
für die Finanzierung therapeutisch
wirklich bedeutsamer Innovationen
verwendet werden.

Bereits heute werden innovative
Medikamente ausreichend verordnet,
wie der Arzneiverordnungs-Report
ausweist. Das von Ärzte- und Herstel-
lerseite vielfach beschworene Szenario
einer medikamentösen Unterversor-
gung widerlegen die Analysen des Re-
ports beispielhaft für die Behandlung
von Tumorschmerzen, Zuckererkran-
kung oder Epilepsie. Demgegenüber
gibt es in einzelnen Bereichen wie bei-
spielsweise bei der Behandlung von
Demenzerkrankungen offensichtlich
eine Fehlversorgung. Insgesamt kann
also nicht von einer Unterversorgung
gesprochen werden. Vielmehr ist eine
Fehlversorgung im Arzneimittelbe-
reich festzustellen.

Festbeträge für alle Arzneien

Wie aber lassen sich die Arzneimittel-
ausgaben in den Griff bekommen?
Nach dem Report sind Budgetvor-
gaben für eine rationale Arzneimittel-
versorgung unverzichtbar, solange
keine geeigneten alternativen Steu-
erungsinstrumente zur Verfügung
stehen. Dies haben die Folgen der
Budgetabschaffung gezeigt. 

Darüber hinaus muss nach dem
Report die Festbetragsregelung für
patentgeschützte Arzneimittel ohne
therapeutischen Zusatznutzen, wie sie
bis Oktober 1996 gültig war, wieder
eingeführt werden. Patentgeschützte
Präparate dürften nur dann von der
Festbetragsbildung ausgenommen
werden, wenn sie wirklich innovativ
sind. Würden auch für patentgeschüt-
ze Medikamente Festbeträge gelten,
könnten nach dem Report die Arznei-
mittelausgaben um 1,1 Milliarden
Mark sinken. Da aber eine solche Re-
gelung im Jahr 2001 gefehlt hat, war
bei den patentgeschützten Me-too-
Präparaten im Vergleich zum Vorjahr
ein Umsatzzuwachs von 778 Millio-
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Der neue Arzneiverordnungs-Report zeigt: Im Jahr 2001 sind teure Analogpräparate das Problem Nummer eins im
Arzneimittelsektor. Ihr Umsatz ist im Vergleich zum Vorjahr um 556 Millionen Euro auf 3,03 Milliarden Euro ange-
stiegen. Das entspricht einer Steigerungsrate von 22 Prozent. Die Folge: Das Einsparpotenzial in dieser Arznei-
mittelgruppe hat sich im Jahr 2001 um rund 240 Millionen Euro erhöht. Erfreulich ist hingegen die Entwicklung
bei umstrittenen Arzneimitteln: Hier ist der Umsatz von 2,01 Milliarden Euro im Jahr 2000 auf 1,88 Milliarden im
Jahr 2001 gesunken. Somit reduziert sich in diesem Bereich das Einsparpotenzial um 156,2 Millionen Euro.

Quelle: Arzneiverordnungs-Report 2002
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Deutschland große Hoffnungen auf
die neuen Disease-Management-Pro-
gramme, da sie für ihn die Prinzipien
der evidenzbasierten Medizin erstmals
systematisch aufnahmen. Als einer der
wenigen international bekannten 
Kliniker und Wissenschaftler in
Deutschland verstand er nicht nur et-
was von den Feinheiten der Diabetes-
Erkrankung in all ihren Schattierun-
gen; er verstand vor allem etwas von
Public Health, wie sich also ein
Gesundheitssystem entwickeln muss,
damit chronisch vernachlässigte Kran-
ke bessere Chancen erhalten, am me-
dizinischen und sozialen Fortschritt
teilzunehmen. Der of-
fensichtliche Einfluss
des Big Business auf alle
Entscheidungsprozesse
im Gesundheitswesen
hat Berger manchmal
fast resignieren lassen,
aber nur fast. Immerhin
betitelte er seinen letz-
ten öffentlichen Vortrag
in London nach Max Frischs Rede
„Am Ende der Aufklärung steht das
goldene Kalb“. Dieser Vortrag endet
gleichwohl mit dem Plädoyer für die
nachhaltige Aufklärung der Öffent-
lichkeit und der Patienten über die
Möglichkeiten und Mängel der Medi-
zin, ebenso wie über die Notwendig-
keit, dass alle eingesetzten und emp-
fohlenen medizinischen Verfahren auf
ihren Nutzen hin untersucht werden
müssen. Wenn man Michael Berger
würdigen will, dann kommt es darauf
an, die Sorge um die Übermacht des
goldenen Kalbes durch engagierte Ge-
sundheitspolitik und evidenzbasierte
Medizin zu entkräften. ∆

Prof. Norbert Schmacke leitet den Stabs-

bereich Medizin im AOK-Bundesverband.

Zum Tod von Professor Michael Berger

Kämpfer für mündige Patienten
Kürzlich verstarb ein Pionier der evidenzbasierten Medizin:

Professor Dr. Michael Berger. Ein Nachruf auf den inter-

national anerkannten Diabetologen von Norbert Schmacke. 

Lange bevor „Evidenzbasierte Medi-
zin“ als Begriff üblich wurde, begann
der Düsseldorfer Diabetologe Profes-
sor Dr. Michael Berger mit seiner Ar-
beitsgruppe, zunächst für Typ-1-Dia-
betiker ein Konzept zu realisieren, das
es den Patienten erlaubte, sich selbst
erfolgreich zu behandeln. In diesem
weltweit beachteten Schulungskon-
zept kommt Schulungsschwestern
und Diätassistentinnen eine Schlüssel-
rolle zu; die Ärzte erklären den Patien-
ten das Wesen ihrer Erkrankung und
ermutigen sie, ihre Insulindosis selber
dem Bedarf anzupassen. Das war in
den achtziger Jahren so revolutionär,
dass die selbst ernannten Diabetes-
Päpste sich geschockt zeigten. Umso
mehr, als Berger zeigen konnte, dass
mit diesem Konzept die Langzeitpro-
gnose der Patienten besser wurde.

Ebenso ablehnend reagierten die
etablierten Diabetologen in Deutsch-
land später, als Michael Berger (nach-
zulesen in dem Kapitel „Die individu-
alisierte Therapie-Definition“ in dem
von ihm herausgegebenen Handbuch
„Diabetes mellitus“) darauf hinwies,
wie unsinnig es ist, die Vielzahl von
betagten Diabetikern mit dem unrea-
listischen und teilweise gefährlichen
Konzept der bedingungslosen Blut-
zucker-Normalisierung behandeln zu
wollen, statt sich auf relevante Be-
handlungsziele zu konzentrieren.

Schulung war für Berger von Be-
ginn an Teil der Behandlung: Die Pati-
enten sollten ein Recht darauf haben,
die Ergebnisse guter klinischer Studien
zu kennen, damit sie sich ein eigenes
Bild über die Behandlungsziele ma-
chen können. Die informierte Patien-
tenentscheidung war für Berger eine
Selbstverständlichkeit. Er setzte nach
vielen Enttäuschungen über die Re-
formunwilligkeit der Medizin in

nen Euro zu verzeichnen. Die Folge:
Deren Arzneimittelumsatz kann
knapp 40 Prozent des Umsatzanstiegs
im Gesamtmarkt erklären.

Einen weiteren Weg, die Arznei-
mittelausgaben in den Griff zu be-
kommen, sieht der Report darin, den
Distributionsweg für Medikamente
zu liberalisieren.

Versandhandel senkt Kosten

Die Einführung des Versandhandels
würde die Möglichkeit eröffnen,
Preisvorteile des europäischen Bin-
nenmarktes für die Arzneimittel-
versorgung auch der deutschen Bevöl-
kerung nutzbar zu machen. Nach
Berechnungen des Reports würde der
Versandhandel zu einer Kostenerspar-
nis von 1,2 Milliarden Euro führen.

Darüber hinaus sollte die Mehr-
wertsteuer für Arzneimittel von der-
zeit 16 auf sieben Prozent abgesenkt
werden. Angesichts der Tatsache, dass
Deutschland im europäischen Ver-
gleich die dritthöchste Umsatzsteuer
auf Medikamente erhebt, erscheint
dies auch angezeigt – Einsparpoten-
zial 1,6 Milliarden Euro.

Insgesamt zeigt der neue Report
Instrumente für Reformen in Rich-
tung einer qualitätsorientierten, effizi-
enten und bedarfsgerechten Arznei-
mittelversorgung auf. Damit weist er
Ärzten und der Politik den Weg hin
zu einer qualitativ hochwertigen und
zugleich finanzierbaren Arzneimittel-
versorgung in der solidarischen Kran-
kenversicherung. ∆

Katrin Nink ist Mitarbeiterin des Wissen-

schaftlichen Instituts der AOK (WIdO).

Helmut Schröder leitet dort den For-

schungsbereich GKV-Arzneimittelindex/

Evaluation. Beide sind Mitautoren des

Arzneiverordnungs-Reports.
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